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Teil  1

Einleitung

1. Kapitel

Problemaufriss und Gang der Untersuchung

„Siemens muss 201  Millionen  Euro Strafe zahlen“.1 Sieben Jahre später: 
„Ex-Siemens-Vorstand soll 2,5  Millionen Euro zahlen“.2 Oder: „Kirch-Ver-
gleich kostet Deutsche Bank 925  Millionen  Euro“.3 Zwei Jahre später: 
„Kirch-Interview kostet Breuer 3,2 Millionen Euro“.4 Schlagzeilen wie diese 
finden sich in der deutschen Presse in den vergangenen Jahren immer häufi-
ger. Auffällig hierbei: Während die Aktiengesellschaften mit steigenden 
Schadenssummen konfrontiert sind – VW musste, Stand September 2018, im 
Rahmen der Diesel-Affäre in den USA und Deutschland schon Zahlungen im 
zweistelligen Milliardenbereich leisten5  –, bleiben die Gesellschaften nicht 
selten auf diesen erheblichen Summen sitzen. Grund dafür ist u. a. der Trend 
zur gütlichen Streitbeilegung zwischen einer AG (oder SE) und ihrem Organ-

1  FAZ, Siemens muss 201  Millionen  Euro Strafe zahlen, abrufbar unter: https://
www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/schmiergeldskandal-siemens-muss-201- 
millionen-euro-strafe-zahlen-1492644.html (zuletzt abgerufen am 04.12.2019).

2  FAZ, Ex-Siemens-Vorstand soll 2,5  Millionen  Euro zahlen, abrufbar unter: 
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/neubuerger-soll-2-5-mio-wegen-
korruption-an-siemens-zahlen-13317923.html (zuletzt abgerufen am 04.12.2019).

3  FAZ, Kirch-Vergleich kostet Deutsche Bank 925 Millionen Euro, abrufbar unter: 
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/einigung-kirch-vergleich-kostet-deutsche-bank-
925-millionen-euro-12811381.html (zuletzt abgerufen am 04.12.2019).

4  manager magazin, Kirch-Interview kostet Breuer 3,2  Millionen Euro, abrufbar 
unter: http://www.manager-magazin.de/unternehmen/personalien/deutsche-bank-milli 
onen-vergleich-mit-ex-chef-rolf-breuer-a-1084800.html (zuletzt abgerufen am 04.12. 
2019).

5  Im September 2018 hatte VW bereits 27 Milliarden Euro im Zusammenhang mit 
der Diesel-Affäre aufwenden müssen: Deutschlandfunk, Ein technischer Jahrhundert-
betrug, abrufbar unter: https://www.deutschlandfunk.de/drei-jahre-dieselskandal-ein-
technischer-jahrhundertbetrug.724.de.html?dram:article_id=428346 (zuletzt abgerufen 
am 04.12.2019).

�Zu einer Milliarde Euro Bußgeld wurde VW hierbei von der Staatsanwaltschaft 
Braunschweig verurteilt: Süddeutsche Zeitung, VW muss eine Milliarde Euro Strafe 
zahlen, abrufbar unter: https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/diesel-affaere-vw-
muss-eine-milliarde-euro-strafe-zahlen-1.4015308 (zuletzt abgerufen am 04.12.2019).
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mitglied mittels eines Vergleichs oder eines vollständigen Anspruchverzichts. 
Wie die eingangs zitierten Schlagzeilen verdeutlichen, decken die Vergleichs-
summen nicht selten nur einen Bruchteil des Schadens ab, der der Gesell-
schaft entstanden ist.

Geht es um die Geltendmachung eines Schadenersatzanspruchs, ist vertre-
tungsberechtigtes Organ in der Regel der Vorstand für Ansprüche gegen den 
Aufsichtsrat und umgekehrt (§ 78 Abs. 1 S. 1 AktG, Vertretungsberechtigung 
des Vorstands; § 112 S. 1 AktG, Vertretungsberechtigung des Aufsichtsrats). 
Der Gesetzgeber hat früh erkannt, dass insbesondere die unbeteiligten Aktio-
näre gesetzlichen Schutzes bedürfen, wenn die Gesellschaft – statt einer voll-
ständigen Inanspruchnahme des Organmitgliedes – einen Verzicht oder Ver-
gleich mit einem Vorstandsmitglied vereinbart. Eine erste Regelung – zunächst 
nur für Ansprüche aus der Gründung – fand sich in Art. 213d ADHGB1884. 
Danach war ein Verzicht oder Vergleich erst nach Ablauf einer dreijährigen 
Sperrfrist und mit Zustimmung der Hauptversammlung möglich, wobei kein 
Widerspruch einer zwanzigprozentigen Minderheit erhoben sein durfte. Das 
Aktiengesetz i. d. F. von 1937 weitete diese Regelung auf alle – also nicht nur 
aus der Gründung folgende – Ansprüche aus und so regelt § 93 Abs. 4 S. 3 
AktG heute:

„Die Gesellschaft kann erst drei Jahre nach der Entstehung des Anspruchs und nur 
dann auf Ersatzansprüche verzichten oder sich über sie vergleichen, wenn die 
Hauptversammlung zustimmt und nicht eine Minderheit, deren Anteile zusammen 
den zehnten Teil  des Grundkapitals erreichen, zur Niederschrift Widerspruch er-
hebt.“

Aufgrund zunehmender Organhaftungsansprüche findet der Tatbestand 
betreffend Verzicht und Vergleich vermehrt Anwendung. Erging 2014 seitens 
des Bundesgerichtshofs das erste höchstrichterliche Urteil, in dem sich dieser 
mit dem Anwendungsbereich von § 93 Abs. 4 S. 3 AktG auseinandersetzte,6 
interessiert sich zunehmend auch die Literatur für diese Regelung. Allein im 
Jahr 2018 war § 93 Abs. 4 S. 3 AktG Anknüpfungspunkt zweier Dissertatio-
nen7 (wenngleich mit anderem Schwerpunkt als in dieser Arbeit), und neben 
der Publikation diverser Aufsätze befasste sich selbst der Deutsche Juristen-
tag 2014 mit diesem Thema.8

6  BGHZ 202, 26.
7  Dendl, Disposition über Organhaftungsansprüche; Unmuth, Vergleich und Ver-

zicht aus Aufsichtsrats-Perspektive.
8  Die Beschlüsse I.7.a) und I.7.b) befassten sich mit Änderungsvorschlägen 

zum  Tatbestand der Regelung, Ständige Deputation des Deutschen Juristentages, 
70.  DJT  2014, Sitzungsberichte  – Referate und Beschlüsse Abteilung Wirtschafts-
recht, N 63. Grundlage hierfür waren Anregungen in dem von Bachmann im Voraus 
erstatteten Gutachten, Bachmann, 70. DJT 2014, Gutachten, E 48 ff. Diese waren von 
Sailer-Coceani und Kremer in ihren Referaten aufgegriffen worden, Ständige Depu-
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Die vorliegende Arbeit untersucht Hintergründe, Anwendungsbereich und 
Auswirkungen von § 93 Abs. 4 S. 3 AktG aus dem Blickwinkel praktischer 
Relevanz sowie aus dogmatischer und rechtsvergleichender Sicht, mit dem 
Ziel, die zu diesem Thema geführte Diskussion wertbringend anzureichern.

Nach diesem einleitenden ersten Teil  beginnt der zweite Teil mit der Vor-
stellung des Haftungsregimes im deutschen Gesellschaftsrecht im Allgemei-
nen und in der Aktiengesellschaft im Besonderen (Teil  2, 1. Kapitel). Heut-
zutage eng mit dem Thema Haftung verknüpft ist das Thema der Versiche-
rung vor Haftung, weshalb überblickartig auf die speziell für Führungskräfte 
entwickelte sog. „D&O-Versicherung“ (Directors’ and Officers’ Liability-
Versicherung) und deren Einfluss auf Verzichts- und Vergleichsvereinbarun-
gen eingegangen wird (Teil 2, 2. Kapitel).

Im dritten Teil wird anhand zweier jüngerer Beispiele der Anwendungsbe-
reich von § 93 Abs. 4 S. 3 AktG beispielhaft aufgezeigt (Teil  3, 1. Kapitel), 
um sodann mittels der Ergebnispräsentation einer Untersuchung der insbe-
sondere in den vier großen deutschen Indizes gelisteten Aktiengesellschaften 
in Bezug auf Verzichts- und Vergleichsvereinbarungen zwischen 2003 und 
Anfang März  2019 die Aktualität des Themas zu verdeutlichen (Teil  3, 
2. Kapitel). Daran anschließend werden mögliche Gründe aufseiten einer AG 
für den Abschluss einer Verzichts- oder Vergleichsvereinbarung dargelegt 
(Teil  3, 3. Kapitel), bevor die historische Entwicklung von § 93 Abs. 4 S. 3 
AktG (Teil 3, 4. Kapitel) sowie der Anwendungsbereich der Norm herausge-
arbeitet werden (Teil 3, 5. Kapitel).

Der vierte Teil  der Arbeit blickt auf die Rechtsordnungen anderer Länder 
(USA, Frankreich und Österreich), um hieraus Anregungen für mögliche 
Änderungen de lege ferenda im hiesigen Recht zu gewinnen. Untersucht 
wird zunächst, inwieweit die ausländischen Rechtsnormen eine der deutschen 
AG vergleichbare Gesellschaftsform kennen, um anschließend das hierfür 
geltende Haftungsregime und ggf. ähnliche verzichts- bzw. vergleichsregulie-
rende Vorschriften zu beleuchten.

Im fünften Teil der Arbeit werden die in § 93 Abs. 4 S. 3 AktG geregelten 
Tatbestandsvoraussetzungen detailliert in den Blick genommen. Die jeweili-
gen Problemfelder werden aufgezeigt und unter Heranziehung dogmatischer 
sowie rechtsvergleichender Ansätze werden neue Lösungsvorschläge erarbei-
tet (Teil  5, 1  Kapitel). Hierbei werden auch Rolle und Aufgaben des Auf-
sichtsrats als Vertreter der Gesellschaft betrachtet (Teil 5, 2. Kapitel).

Abschließend werden im sechsten Teil die wichtigsten Ergebnisse der Ar-
beit zusammengefasst.

tation des Deutschen Juristentages, 70.  DJT  2014, Sitzungsberichte  – Referate und 
Beschlüsse Abteilung Wirtschaftsrecht, N 19 sowie N 41 f.




